
Rechtsgrundlagen für die Datenverarbeitung in der Arztpraxis 

Rechtsgrundlage für die Verarbeitung von Daten ist Artikel 6 Absatz 1 lit. b) DSGVO in Verbindung 
mit Artikel 9 Absatz 2 lit. h) DSGVO und § 22 Absatz 1 Nr. 1 lit. b) Bundesdatenschutzgesetz sowie 
der Behandlungsvertrag nach den §§ 630a ff BGB, § 10 Abs. 1 BO-Ä BW, § 57 Abs. 1 BMV-Ä. 

 

Rechtsgrundlagen für die Übermittlung an andere Ärzte sind der Behandlungsvertrag sowie § 73 
Absatz 1b SGB V für den Zweck der Mit-/Weiter-Behandlung und Dokumentation der Behandlung. 

 

Rechtsgrundlagen für die Übermittlungen an die Kassenärztliche Vereinigung sind insbesondere §§ 
294, 295 Abs. 1, 1a SGB V; §§ 298, 299 SGB V, § 36 Abs. 2 BMV-Ä für folgende Zwecke:  

Abrechnung der ärztlichen Leistungen 
Abrechnungsprüfung 
Qualitätssicherung 
Wirtschaftlichkeitsprüfung. 

 

Rechtsgrundlagen für die Übermittlung an Krankenkassen sind insbesondere §§ 294 ff. SGB V, 
§ 291 Absatz 2b SGB V, § 36 Abs. 1 BMV-Ä (im Falle von § 44 Abs. 4 SGB V mit Ihrer Einwilligung 
zum Zweck der Feststellung, welche Leistungen und unterstützende Angebote zur 
Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit erforderlich sind). 

 

Rechtsgrundlage für die Übermittlung an den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung ist 
§ 276 SGB V für den Zweck der Prüfung, Beratung und Begutachtung. 
 
Rechtsgrundlage für die Übermittlung an privatärztliche Verrechnungsstellen ist ausschließlich Ihre 
ausdrückliche Einwilligung für den Zweck der Abrechnung privater Leistungen. 

 

Darüber hinaus können sich weitere Datenübermittlungspflichten aus anderen gesetzlichen 
Vorgaben ergeben. 

 


